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Der SPIEGEL-Artikel „Entweder wir brechen das jetzt, oder die Partei bricht“ und unzählige Tweets
unter dem Hashtag #LinkeMeToo sorgen für Aufregung. Es wird von Missbrauchsvorfällen berichtet
innerhalb des hessischen Landesverbandes der Linkspartei sowie der Linksjugend. Unter den zehn
Betroffenen, mit denen der SPIEGEL gesprochen hat, ist auch eine Person, die zum Zeitpunkt der
Vorfälle 2017/18 minderjährig war. Besonders sticht dies heraus, da mehrere Betroffene sagen, dass
führende Mitglieder von den Vorfällen gewusst, aber nichts getan hätten – darunter auch Janine
Wissler, aktuelle Bundesvorsitzende der Linkspartei. Ein paar Worte zur beginnenden Debatte.

Sexualisierte Gewalt in linken Strukturen

Zuerst muss klar gesagt werden: Lasst uns bitte nicht schockiert tun! Sexismus und sexualisierte
Gewalt sind niemals „das Problem der anderen“. Sie sind Alltag in der gesamten Gesellschaft. Politik
und linke Strukturen bilden keine Ausnahme. Sie sind keine Inseln der Freiheit, wo alle unbefangen
miteinander leben können.
Das ist auch logisch. Wir alle sind von der bürgerlichen Gesellschaft geprägt, verinnerlichen
dementsprechend Rollenbilder sowie Stereotype, die nicht einfach so verschwinden. Gerade in
großen Organisationen sind unterschiedliche Wissens- und Bewusstseinsstände normal, auch, weil
neue und neu politisierte Menschen hinzukommen. Entsetzt zu sein, dass „so etwas überhaupt
jemals passieren konnte“, ist Teil des Problems. Es geht davon aus, dass es sichere Räume geben
könne, aus denen ein für alle Mal rückständige Ideen und Verhalten verbannt sein könnten. Das gibt
es leider nicht. Gleichzeitig sorgt diese Annahme auch dafür, dass gewaltausübende Personen
(Täter:innen) es leichter haben, sich aus der Anklage zu ziehen. Denn wenn es so unglaublich, so
unfassbar ist, dass Gewalt stattgefunden hat, ist es auch leichter, Betroffenen nicht zu glauben, zu
zweifeln und keine Schritte zur Klärung einzuleiten.

Lasst uns deswegen sagen: Sexismus und sexualisierte Gewalt sind Probleme der Gesellschaft und
deswegen ist die Linke nicht frei davon. Das senkt die Hemmschwelle für Betroffene, sich zu
erkennen zu geben, und bricht mit der Schweigekultur. Die Frage ist nicht, ob es die Übergriffe
überhaupt gibt, sondern welche Strukturen aufgebaut werden, um dagegen anzugehen.

Stellungnahmen und Konsequenzen

Der hessische Landesvorstand hat am 15. April eine kurze Stellungnahme herausgegeben. In dieser
wird davon gesprochen, dass dieser Ende November 2021 Kenntnis erlangte und begonnen hat, auf
allen Ebenen das Geschehene aufzuarbeiten. Perspektivisch sollen Vertrauenspersonen eingesetzt
sowie ein Workshop zur Sexismussensibilisierung organisiert werden. Im Statement der
Bundespartei, ebenso vom 15. April, wird klar gemacht: „Patriarchale Machtstrukturen finden sich
überall in der Gesellschaft. DIE LINKE ist davon nicht ausgenommen.“ Ebenso wird festgehalten,
dass der Parteivorstand im Oktober 2021 die Vertrauensgruppe innerhalb des Parteivorstandes
gegründet hat, um Menschen, die innerhalb der LINKEN Erfahrungen mit Sexismus, Übergriffen
oder Diskriminierung machen, beratend zur Seite zu stehen. Im SPIEGEL wird dies zwar erwähnt,
näher beleuchtet wird die Arbeitsweise und Zusammensetzung dieses Gremiums aber nicht. In den
Fokus gestellt wird dafür ein Handout zu den „Vorwürfen sexualisierter Gewalt“ – geschrieben von
einem mutmaßlichen Täter.

Es ist gut, dass es die Schritte gegeben hat. Der Kritikpunkt, der intern aufgearbeitet werden muss,
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lautet: Warum braucht es für die Einrichtung solcher Dinge erst den öffentlichen Druck von
Betroffenen? Welche Annahmen hat es gegeben, dass diese nicht schon früher eingeleitet wurden?

Als Antwort auf die Artikel hat auch der Jugendverband einen offenen Brief verfasst, den bisher 500
Mitglieder unterschrieben haben. In diesem werden u. a. gefordert:

Transparente und lückenlose Aufklärung aller Vorfälle.
Verpflichtende Awarenessstrukturen, deren Mitglieder nicht in einem
Abhängigkeitsverhältnis zur Partei stehen oder Abgeordnete sind.
Verpflichtende Seminare zum Thema Awareness und Feminismus für Funktionär:innen
und Angestellte.
Finanzielle Unterstützung durch DIE LINKE für alle Betroffenen, wenn sie juristische
oder auch psychologische Beratung und Hilfe in Anspruch nehmen.
Eine Vertrauensperson für Mitarbeitende von Partei, Mandatsträger:innen und
Fraktionen, die von Sexismus, verbalen Übergriffen und sexualisierter Gewalt
betroffen sind.

Dies sind unterstützenswerte Forderungen. Die Aufarbeitung scheint begonnen zu haben und die
Forderung nach Strukturen, die nicht in einem Abhängigkeitsverhältnis zu Funktionen stehen, ist
enorm wichtig. Auf weitere Punkte, die sinnvoll sein könnten, gehen wir im späteren Teil des
Artikels ein. Zuerst wollen wir uns jedoch mit einer anderen Frage beschäftigen:

Rücktritt als Lösung?

Ebenso wird in dem offenen Brief auch der Rücktritt aller beteiligten Personen gefordert – ob sie
nun selber Täter:in sind oder die Taten anderer gedeckt haben. Dazu soll an der Stelle gesagt
werden: Ein Wechsel von Personen bedeutet nicht immer, dass der Umgang sich verbessert und
nachhaltige Strukturen geschaffen werden. Vielmehr kommt es auf Einsicht an. Damit ist nicht
gemeint, dass alle, die jetzt aufschreien, aus dem Schneider sind. Das heißt: Jene, die beiseite
treten, die offen Fehler eingestehen, jene, die den Raum für Aufklärung freimachen, sollten bedacht
werden – denn es ist ein Zeichen, mit den Strukturen brechen zu wollen. So hat Janine Wissler selbst
eine Stellungnahme verfasst, in der sie zu den aufgeworfenen Fragen des SPIEGEL Stellung bezieht
und klarmacht, dass sie nicht wusste, dass es sich für die Betroffene um eine Grenzüberschreitung
gehandelt hat. Ob diese ausreichend ist oder nicht, sollte eine Kommission entscheiden – nicht nur
bei ihr, sondern allen, die involviert waren. Besagte Kommission sollte aus FLINTA-Mitgliedern
bestehen, die unabhängig vom Parteiapparat sind und die verschiedenen politischen Strömungen
der Partei repräsentieren. Auch kann so verhindert werden, dass solche Fälle für politische
Machtkämpfe um Posten benutzt werden können.
Aber Achtung: Das Problem bei Awarenessstrukturen und Meldestellen liegt immer darin, dass diese
nur so effektiv sind wie das Bewusstsein der Leute dort selber. Denn ein Problem, warum
Diskriminierungen totgeschwiegen werden und man auf soviel Widerstand bei der Aufklärung stößt,
sind die unklaren Konsequenzen. Wer Angst hat, für jeden Fehler abgestraft zu werden, wird das
Beste versuchen, diese Fehler unter den Teppich zu kehren, insbesondere wenn Einkommen und
Karriere davon abhängig sind. Das ist an der Stelle kein Appell für einen Freifahrtschein für
Täter:innen und jene, die sie schützen. Es ist ein Appell dafür, künftig mit den Konzepten von
Transformative Justice zu arbeiten, wo es Sinn macht.

Der Kampf für Verbesserung ist ein gesamtgesellschaftlicher

Viele Dinge müssen geschehen. Die Diskussion in DIE LINKE und [‚solid| könnte so einen Beitrag
leisten im Kampf gegen Sexismus und Gewalt in der Linken und in der Arbeiter:innenbewegung.



Aber wie? Gesamtgesellschaftlich brauchen wir einen anderen Umgang mit sexualisierter Gewalt.
Zuerst braucht es eine politische Kampagne, die konkrete Verbesserungen erkämpft. Forderungen,
die dringend notwendig sind:

1. Flächendeckende Meldestellen für sexuelle Gewalt!

Für flächendeckende Anlaufstellen zur Meldung von sexueller Gewalt, die ebenso, wenn gewünscht,
kostenlose psychologische Beratung anbieten. Dies muss damit verbunden werden, dass es breite
Aufklärungskampagnen bezüglich Gewalt an Frauen an Schulen, Universitäten und in Betrieben
gibt.

2. Finanzielle Unterstützung für Betroffene!

Im Falle eines konkreten gerichtlichen Prozesses braucht es besondere Unterstützung für die
Betroffenen. Dabei reden wir nicht nur von psychologischer, sondern kostenloser Rechtsberatung
und Übernahme der Prozesskosten, unabhängig von dessen Ausgang. Darüber hinaus bedarf es
längerfristige Hilfeangebote für Betroffene von sexueller Gewalt, finanziert durch den Staat. Solche
Verfahren sind keine Kleinigkeit. Deswegen bedarf es des Rechts auf mehr bezahlte Freistellung,
zusätzliche Urlaubstage sowie eine Mindestsicherung, angepasst an die Inflation! Dies ist
notwendig, um die ökonomische Grundsicherung für Betroffene zu gewährleisten, ihnen überhaupt
die Möglichkeit zu geben, sich so einem aufreibenden Prozess zu stellen.

3. Öffentliche Untersuchungen und Verfahren unter Kontrolle der Betroffenen und der
Arbeiter:innenbewegung!

Die ersten beiden Forderungen wären im Hier und Jetzt einfach umzusetzen. Die dritte ist nicht so
einfach, aber die substantiellste. Solange der bürgerliche Polizei- und Justizapparat die
Untersuchungen und Rechtsprechung beherrscht, werden Verbesserungen immer wieder an diesen
Strukturen scheitern oder bestenfalls auf halbem Wege steckenbleiben. Es braucht daher vom
Staatsapparat unabhängige Untersuchungskommissionen sowie von den Betroffenen gewählte
Richter:innen. Diese sollten mehrheitlich aus Frauen und geschlechtlich Unterdrückten
zusammengesetzt sein.

Ebenso sollten sie für den Umgang mit Betroffenen von Gewalt sensibilisiert und geschult worden
sein. So kann man gewährleisten, dass Entscheidungen hinterfragt werden und nicht abhängig von
der männlichen Sozialisierung der Richtenden und Untersuchenden sind. Im Zuge dessen könnte
auch das Sexualstrafrecht überarbeitet werden und festhalten, dass das Konsensprinzip „Nur Ja
heißt Ja“ eine sinnvolle Grundlage wäre. Warum? Dies liegt dem Ansatz zu Grunde, dass Polizei und
Staat zum einen kein materielles Interesse an der Verfolgung solcher Vorwürfe hegen. Zum anderen
sind diese Formen wesentlich fortschrittlicher, als wenn jede/r für sich alleine bestimmt, was richtig
ist und nicht. Ausführlicher leiten wir das in diesem Artikel her:
https://arbeiterinnenmacht.de/2022/03/17/kampf-gegen-sexuelle-gewalt-abseits-des-staates-gegen-od
er-mit-ihm/

Und in linken Strukturen?

Der Kampf für so eine Kampagne ist essentiell. Denn linke Strukturen sind aus sich heraus nicht nur
meist zu schwach, dauerhafte und professionelle Hilfe für Betroffene zu gewährleisten – was es
diesen wiederum erschwert, wieder in politischen Zusammenhängen aktiv zu werden. Sie können
und sollen auch keinen Ersatz die Herstellung allgemeiner gesellschaftlicher Rechte im Kampf
gegen Unterdrückung bilden. Doch das heißt nicht, dass man bis dahin nichts tun kann.
Präventionsarbeit durch beispielsweise regelmäßige Debatten über sexuellen Konsens sind ein

https://arbeiterinnenmacht.de/2022/03/17/kampf-gegen-sexuelle-gewalt-abseits-des-staates-gegen-oder-mit-ihm/
https://arbeiterinnenmacht.de/2022/03/17/kampf-gegen-sexuelle-gewalt-abseits-des-staates-gegen-oder-mit-ihm/


Beispiel – unabhängig davon, ob es Übergriffe gegeben hat oder nicht. Dabei braucht es das
Verständnis, insbesondere für männlich Sozialisierte, dass ein Ausbleiben eines Ja keine
Zustimmung ist. Nur Ja heißt Ja und aktives Nachfragen ist nicht nur nett, sondern notwendig.
Zudem braucht es eine Sensibilisierung für den Umgang mit Machtverhältnissen wie Alter, Herkunft
oder auch Stellung in der eigenen Gruppe. Für weiblich sozialisierte Menschen macht es Sinn, sich
dessen bewusst(er) zu werden und zu lernen, wie die eigenen Bedürfnisse artikuliert werden
können. Darüber hinaus braucht es eigene Treffen – Caucusse – für gesellschaftlich diskriminierte
Gruppen, die sich über Missstände innerhalb von linken Strukturen austauschen und Veränderungen
einfordern.

DIE LINKE hat sicher Mist gebaut. Aber sie hat die Chance, ja die Pflicht, ihre Politik zu ändern. Sie
verfügt über die Ressourcen, eine Kampagne zu starten, wie sie hier umrissen ist. Das würde nicht
nur den Betroffenen am ehesten gerecht werden. Es kann auch dafür sorgen, dass DIE LINKE mal
wieder irgendeinen ernstzunehmenden Kampf führt, was zur Zeit sicher keine/r behaupten kann.


